
Dalton und Bürklin 1994 noch 52 Prozent der
Arbeiter in den neuen Ländern für die Union
votiert haben22 , sind es nunmehr nur noch 32 Pro-
zent, die für die CDU stimmen wollten, was fast
exakt dem Wert für die alten Länder entspricht.
Umgekehrt erreichen SPD und PDS gemeinsam
bei den Arbeitern einen Anteil, der in etwa dem
Anteil der SPD im Westen entspricht. Damit stellt
sich die Frage, ob die ostdeutschen Arbeiter nun 
mit der Bundestagswahl 1998 das aus dem Westen
bekannte Muster des Wahlverhaltens dauerhaft
übernommen haben oder ob sie in ihrer Wahlent-
scheidung schlicht flexibler sind als ihre westdeut-
schen Kollegen. Um diese Frage beantworten zu
können, ist es notwendig, in einem weiteren Ana-
lyseschritt die längerfristigen Parteibindungen in
Ost und West genauer zu untersuchen.

22 Vgl. R. J. Dalton/W. Bürklin (Anm. 2), S. 84.
23 Das Konzept der Parteiidentifikation ist ein wichtiger
Bestandteil des sogenannten Ann-Arbor-Modells, das in den 
fünfziger Jahren an der University of Michigan in Ann Arbor
von Angus Campbell und anderen zur Erklärung des Wahl-
verhaltens in den USA entwickelt wurde. Auf die Dis-
kussionen um die Übertragbarkeit des Konzeptes auf die alte
Bundesrepublik kann an dieser Stelle aus Platzgründen nicht 
eingegangen werden. Vgl. dazu Peter Gluchowski, Wahl-
erfahrung und Parteiidentifikation: Zur Einbindung von
Wählern in das Parteiensystem der Bundesrepublik, in: Max
Kaase/Hans-Dieter Klingemann (Hrsg.), Wahlen und poli-
tisches System, Opladen 1983, S. 442-477.

24 Wegen der geringen Fallzahlen sind statistisch abge-
sicherte Aussagen über die Anhänger der kleineren Parteien
nicht möglich.
25 Vgl. zur Entwicklung in den alten Ländern Peter
Gluchowski/Ulrich von Wilamowitz-Moellendorf, Sozial-
strukturelle Grundlagen des Parteienwettbewerbs in der
Bundesrepublik Deutschland, in: O. W. Gabriel/O. Nieder-
mayer/R. Stöss (Anm. 3), S. 179-208.
26 Vgl. Carsten Bluck/Henry Kreikenbom, Die Wähler in
der DDR: Nur issue-orientiert oder auch parteigebunden?,
in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 22 (1991), S. 495-502,
hier S. 498.

IV. Parteibindungen in den alten und 
den neuen Bundesländern

Unter dem Konzept der Parteiidentifikation23 ver-
steht man in der Wahlforschung die längerfristig
stabile Bindung eines Bürgers an eine bestimmte
Partei. Menschen mit einer solchen Parteiidentifi-
kation betrachten sich selbst über einen längeren
Zeitraum hinweg als Anhänger der entsprechen-
den Partei. Parteibindungen werden im Laufe der
politischen Sozialisation erworben, wobei, wie in
Kap. III dargestellt, die Zugehörigkeit zu sozialen
Großgruppen wie der Arbeiterschaft eine zentrale
Rolle spielt. Die Parteibindung beeinflußt die
Wahrnehmung des politischen Geschehens und hat 
einen erheblichen Einfluß auf das Wahlverhalten,
auch wenn parteigebundene Bürger unter dem Ein-
druck kurzfristig wirksamer Faktoren - hier ist in
erster Linie an die zur Wahl stehenden Kandidaten
und an die im Wahlkampf relevanten Sachfragen zu
denken - gelegentlich für eine andere Partei votie-
ren, sich gar nicht an der Wahl beteiligen oder die
ursprüngliche Parteibindung aufgeben.

Tabelle 2: Wahlabsicht 1998 in Abhängigkeit von
der Parteibindung 1994 (nur alte Län-
der)

Union SPD
in Prozent

andere (N)

Bindung ’94:
Union 70 16 14 97
Bindung ’94:
SPD 11 77 11 98

Quelle: DFG-Projekt Panel 1994-1998.

An einer besonderen Stichprobe, für die 1994 und
1998 jeweils dieselben Personen im Vorfeld der
Bundestagswahl befragt wurden, können wir die
langfristige Wirksamkeit von Parteibindungen in
den alten Ländern exemplarisch darstellen, indem
wir untersuchen, welchen Einfluß eine 1994
gemessene Einstellung auf das Wahlverhalten von
1998 hat. Dabei zeigt sich (vgl. Tabelle 2), daß 70
Prozent derjenigen, die sich 1994 als Anhänger der
Union bezeichneten, vier Jahre später ihre Stimme
auch tatsächlich für diese Partei abgeben wollten.
Für die Sozialdemokraten liegt der entsprechende
Anteilswert sogar bei 77 Prozent24 . Allen Indivi-
dualisierungsprozessen zum Trotz leisten längerfri-
stige, im allgemeinen sozialstrukturell vermittelte
Parteibindungen somit in der alten Bundesrepu-
blik nach wie vor einen wichtigen Beitrag zur
Erklärung politischen Verhaltens25.

Es besteht aber einige Unklarheit darüber, ob sich
das Konzept auch auf die neuen Länder übertra-
gen läßt. Einerseits gab es in der DDR keinen
Wettbewerb zwischen den Parteien, weshalb es
wenig sinnvoll erscheint, nach Parteigängern im
westlichen Sinne zu suchen; eine Ausnahme könn-
ten hier allenfalls jene Personen bilden, die die
Herrschaft der SED unterstützt haben oder zumin-
dest das bestehende Regime reformieren wollten.
Andererseits konnten viele DDR-Bürger westli-
che Fernsehprogramme empfangen und waren
deshalb über das politische Geschehen im Westen
gut informiert, so daß ein Teil von ihnen „Quasi-
parteibindungen“ entwickelt haben könnte26 .
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Abbildung 7: Anteil der Wahlberechtigten ohne Parteiidentifikation nach Region

Quelle: IPOS-Befragung 1991, DFG-Projekt Querschnitt 1994 und Querschnitt 1998.

Während über die Bedeutung von Parteiidentifika-
tionen vor der Wiedervereinigung aus naheliegen-
den Gründen keine empirisch abgesicherten Aus-
sagen möglich sind, läßt sich seit 1990 die
Entwicklung in beiden Gebieten relativ gut nach-
zeichnen.

In den alten Ländern liegt der Anteil der Wahlbe-
rechtigten, die keine Parteiidentifikation aufwei-
sen, in allen drei Erhebungsjahren bei etwas weni-
ger als 30 Prozent. In den neuen Ländern hingegen
gab 199 1 27 erwartungsgemäß fast die Hälfte aller
Befragten an, daß sie sich keiner Partei verbunden
fühle. Seitdem ist dieser Anteil gesunken, liegt
aber immer noch deutlich über dem westlichen
Niveau (vgl. Abbildung 7).

27 1991 war kein Wahljahr, wegen der fehlenden Mobilisie-
rungseffekte ist deshalb in beiden Gebieten mit einem ge-
ringeren Anteil von Personen mit einer Parteiidentifikation
zu rechnen als 1994 und 1998.

Allerdings scheint die Beantwortung der Frage
nach der Parteiidentifikation in den neuen Län-
dern in wesentlich größerem Umfang von Mobili-
sierungseffekten des Wahlkampfes beeinflußt zu
werden als im Westen, wie ein Vergleich mit
Daten der Forschungsgruppe Wahlen zeigt. So
gaben in den von der Forschungsgruppe monatlich
durchgeführten Befragungen für das Politbarome-
ter zu Beginn und zum Ende des Jahres 1994
jeweils rund 50 Prozent der befragten Ostdeut-
schen an, keine Parteiidentifikation zu haben,
während im Oktober 1994 mit 40 Prozent ein Wert

erreicht wurde, der den Ergebnissen unserer eige-
nen Untersuchung, die kurz vor der Wahl durchge-
führt wurde (vgl. Anm. 21), in etwa entspricht. Im
Westen hingegen schwankt der gemessene Anteil
der Personen ohne Parteiidentifikation in relativ
geringem Umfang.

Zusammengenommen deuten diese Befunde dar-
auf hin, daß der Anteil der parteigebundenen Bür-
ger in den neuen Ländern immer noch deutlich
unter dem westlichen Niveau liegt und darüber
hinaus die vorhandenen Bindungen instabiler sind
als in den alten Ländern. Dazu paßt, daß elf Pro-
zent der 1998 befragten Ostdeutschen angaben,
ihre Parteibindung erst im Verlauf der letzten
Monate erworben zu haben (West: drei Prozent)

Tabelle 3: Parteibindung 1998 in Abhängigkeit
von der Parteibindung 1994 und der
Region

Union SPD andere keine (N)

alte Länder
Bindung ’94:
Union 69 13 3 16 HO
Bindung ’94:
SPD 9 67 8 16 112

neue Länder
Bindung ‘94:
Union 49 13 5 33 120
Bindung ’94:
SPD 4 53 12 32 120

Quelle: DFG-Projekt Panel 1994-1998.
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Tabelle 4: Parteiidentifikation 1998 nach Berufsgruppenzugehörigkeit und Region
Union SPD FDP B90/GR PDS keine (N)

alte Länder
Arbeiter 27 44 0 3 0 27 230
Angestellte 29 32 2 7 0 29 452

neue Länder
Arbeiter 23 26 2 1 6 43 204
Angestellte 23 26 2 3 16 31 199

Quelle: DFG-Projekt Querschnitt 1998.

und 41 Prozent der Parteigebundenen der Aussage 
„Die Partei an sich bedeutet mir weniger, aber sie
macht zur Zeit die bessere Politik“ zustimmen -
der Vergleichswert für die alten Länder beträgt 32
Prozent.

Für jene ausgewählte Gruppe von Personen, die
sowohl 1994 als auch 1998 befragt wurden, können
wir die Stabilität von Parteibindungen auch direkt
untersuchen (vgl. Tabelle 3). Dabei zeigt sich, daß
die große Mehrheit der befragten Bürger in den
alten Ländern 1998 ihre Parteiidentifikation beibe-
halten hat. 69 Prozent der Unions- und 67 Prozent
der SPD-Anhänger von 1994 bekennen sich nach
wie vor zu diesen Parteien . Rund 16 Prozent
haben sich einer anderen Partei zugewandt, ein
gleich großer Anteil gibt 1998 an, sich mittlerweile
keiner Partei mehr verbunden zu fühlen.

28

In den neuen Ländern hingegen haben lediglich 49
Prozent der Unionsanhänger und 53 Prozent der-
jenigen, die sich 1994 mit der SPD identifizierten,
diese Einstellung beibehalten. Nur ein kleiner Teil
der Parteianhänger von 1994 ist zu einer anderen
Partei übergewechselt, dafür identifiziert sich 1998
fast ein Drittel der Parteianhänger von 1994 mit
keiner Partei mehr. Zusammenfassend läßt sich
also festhalten, daß dauerhafte Parteibindungen,
die in den alten Ländern die Wahrnehmung des
politischen Geschehens filtern und die Wahlent-
scheidung beeinflussen, im Gebiet der früheren
DDR weit weniger verbreitet sind und sich im
Zeitverlauf häufig als instabiler erweisen. Den-
noch gibt es auch in den neuen Ländern einen
nicht unerheblichen Anteil von Bürgern, die sich
langfristig mit einer bestimmten Partei identifizie-
ren. Es ist im folgenden zu fragen, in welchem
Zusammenhang die Zugehörigkeit zu den sozialen
Großgruppen und das Vorliegen bestimmter Par-
teibindungen stehen.

28 Wegen der geringen Fallzahlen sind statistisch abge-
sicherte Aussagen über die Anhänger der kleineren Parteien
leider nicht möglich.

Tabelle 4 zeigt zunächst, daß sich in den alten Län-
dern 44 Prozent der Arbeiter mit der SPD identifi-
zieren. Zwischen großen Teilen der Arbeiterschaft
und der SPD bestehen also nach wie vor jene
historisch begründeten Bindungen, die wir in Kap.
III dargestellt haben. 27 Prozent der Arbeiter
identifizieren sich mit der Union, ein gleich großer
Anteil der Befragten fühlt sich nach eigenen
Angaben keiner Partei verbunden. Die Arbeiter
unterscheiden sich damit deutlich von der Gruppe
der Angestellten, von denen sich nur 32 Prozent
mit der SPD identifizieren.

Betrachtet man hingegen die neuen Länder, so
erkennt man, daß die Arbeiter weder die traditio-
nelle Bindung an die Sozialdemokratie (oder die
dezidiert sozialistische PDS) aufweisen, noch, wie
von Dalton und Bürklin vermutet, im Gefolge der
Wahlen von 1990 und 1994 eine dauerhafte Bin-
dung an die Union als Partei der Wiedervereini-
gung entwickelt haben. 43 Prozent der Arbeiter
haben vielmehr keinerlei Parteibindung. Damit
hebt sich diese Großgruppe sowohl von ihren
westdeutschen Kollegen als auch von den ostdeut-
schen Angestellten ab, von denen sich immerhin
16 Prozent mit der PDS identifizieren. Fehlende
längerfristige Parteibindungen jedoch fördern die
Wechselbereitschaft. Unter den ostdeutschen
Arbeitern gibt es daher deutlich mehr potentielle
Wechselwähler als unter ihren westdeutschen Kol-
legen oder den anderen Sozialgruppen in den
neuen Ländern.

V. Zusammenfassung und Ausblick

Unsere Analysen haben gezeigt, daß sich die These
von den zwei getrennten deutschen Elektoraten,
wenn auch in modifizierter Form, bestätigen läßt:
Auch 1998 unterscheiden sich die Ergebnisse in den
beiden Landesteilen deutlich. Die Ursache hierfür
liegt vor allem darin, daß die Bürger in den neuen
Ländern bisher kaum sozialstrukturell vermittelte
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Parteibindungen aufweisen. Dies gilt vor allem für 
die relativ große Gruppe der Arbeiter, die, anders
als von Dalton und Bürklin vermutet, bisher keines-
wegs in Umkehrung der westlichen Muster eine län-
gerfristig wirksame Bindung an die Union entwik-
kelt haben. Vielmehr fühlen sich die Arbeiter in den
neuen Ländern im Gegensatz zu ihren westlichen
Kollegen mehrheitlich keiner Partei besonders ver-

bunden. Die 1998 zu beobachtende Annäherung an
westliche Wahlverhaltensmuster ist daher primär
als Ergebnis einer höheren Wechselbereitschaft zu
interpretieren. Schon die nächste Wahl könnte
daher zu einer neuerlichen Umkehr der Wähler-
koalitionen führen. Auf absehbare Zeit ist folglich
im Osten mit deutlich stärkeren Schwankungen
des Wahlverhaltens zu rechnen als im Westen.
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Hans Rattinger/Jürgen Maier

Der Einfluß der Wirtschaftslage auf die Wahlent-
scheidung bei den Bundestagswahlen 1994 und 1998

I. Einleitung

Die Bundestagswahl 1998 endete mit einer Nieder-
lage für die Regierungskoalition aus CDU/CSU
und FDP. Damit wurde nicht nur die mit dem
Bruch der sozialliberalen Koalition im September
1982 eingeleitete Ära Kohl und damit verbunden
die bisher längste Regierungszeit eines Bundes-
kanzlers beendet, sondern auch zum ersten Mal in
der Geschichte der Bundesrepublik eine Bundes-
regierung im Rahmen von nationalen Wahlen
abgewählt.

Als eine der wichtigsten Ursachen für die in dieser
Deutlichkeit nur vom Institut für Demoskopie in
Allensbach vorhergesagten Stimmenverluste von
Union und FDP wird die schlechte Wirtschafts-
lage, insbesondere aber die hohe Arbeitslosigkeit
gesehen. Führt man sich vor Augen, daß im Zuge
der deutschen Einheit seitens der Regierungskoali-
tion große Erwartungen hinsichtlich der Entwick-
lungen im ökonomischen Bereich geweckt wur-
den, wäre ein Effekt der durch den Wähler
wahrgenommenen Wirtschaftslage auf das Wahl-
verhalten bei der Bundestagswahl 1998 nicht über-
raschend. Dies gilt insbesondere für die neuen
Bundesländer, wo mit der Vision eines zweiten
„Wirtschaftswunders“ das Bild einer raschen
Angleichung der ost- und westdeutschen Lebens-
verhältnisse entworfen wurde1, gleichzeitig aber
die persönliche Betroffenheit von wirtschaftlichen
Härten (z. B. Arbeitslosigkeit) deutlich häufiger
auftritt als in den alten Bundesländern.

1 Vgl. Werner Glastetter/Günter Högemann/Ralf Mar-
quardt, Die wirtschaftliche Entwicklung in der Bundes-
republik Deutschland 1950-1989, Frankfurt a. M. 1991.
2 Vgl. z. B. Gebhard Kirchgässner, Economic Conditions
and the Popularity of West German Parties: A Survey, in:
European Journal of Political Research. 14 (1986). S. 421-
439; ders., On the Relation Between Voting Intention and the

Perception of the General Economic Situation: An Empirical
Analysis for the FRG, 1972-1986, in: European Journal of
Political Economy, 7 (1991), S. 497-526; Hans Rattinger,
Wirtschaftliche Konjunktur und politische Wahlen in der
Bundesrepublik Deutschland. Berlin 1980; ders.. Allgemeine
und persönliche wirtschaftliche Lage als Bestimmungs-
faktoren politischen Verhaltens bei der Bundestagswahl 1983,
in: Dieter Oberndörfer/Hans Rattinger/Karl Schmitt (Hrsg.),
Wirtschaftlicher Wandel, religiöser Wandel, Wertwandel: 
Folgen für das politische Verhalten in der Bundesrepublik
Deutschland, Berlin 1985, S. 183-218; ders., Collective and 
Individual Economic Judgments and Voting in West Ger-
many, 1961 -1984, in: European Journal of Political Research,
14 (1986), S. 393-419; ders., Unemployment and Elections in
West Germany, in: Helmut Norpoth/Michael S. Lewis-Beck/
Jean-Dominique Lafay (Hrsg.), Ecönomics and Politics: The
Calculus of Support, Ann Arbor 1991, S. 49-62; ders./Walter
Puschner, Ökonomie und Politik in der Bundesrepublik
Deutschland. Wirtschaftslage und Wahlverhalten 1953-1980,
in: Politische Vierteljahresschrift, 22 (1981), S. 264-286;
ders./Jürgen Krämer, Economic Conditions and Voting Pre-
ferences in East and West Germany, 1989-94. in: Christopher
J. Anderson/Carsten Zelle (Hrsg.), Stability and Change in
German Elections: How Electorates Merge, Converge, or
Collide, Westport 1998, S. 99-120. Einen systematischen
Überblick über die relevante Literatur zu diesem Thema
bieten: Helmut Jung, Wirtschaftliche Einstellungen und
Wahlverhalten in der Bundesrepublik Deutschland. Eine
Quer- und Längsschnittanalyse von 1971 bis 1976, Paderborn
1982; ders., Ökonomische Variablen und ihre politischen Fol-
gen: Ein kritischer Literaturbericht, in: Dieter Oberndorfer/
Hans Rattinger/Karl Schmitt (Hrsg.), Wirtschaftlicher Wan-
del, religiöser Wandel und Wertwandel. Folgen für das politi-
sche Verhalten in der Bundesrepublik, Berlin 1985, S. 61-95.
3 Hier ist an die Unterscheidung zwischen Analysen auf der
Individual- und Untersuchungen auf der Aggregatebene zu
denken. Seltener sind hingegen Kontextuntersuchungen, also
Analysen, die die Mikro- und die Makroebene miteinander in
Beziehung setzen.
4 Erstens muß hier nach dem verwendeten Datentyp diffe-
renziert werden: So finden sich neben objektiven ökonomi-
schen Daten (z. B. Arbeitslosenquote, Inflationsrate) zahl-
reiche Untersuchungen, die auf der Analyse subjektiver
Daten, also vor allem Wahrnehmungen der ökonomischen
Situation, basieren. Zweitens muß eine Unterscheidung nach
dem jeweiligen Bezug der Daten vorgenommen werden: Ei-
nerseits können sich die verwendeten Daten auf die wirt-
schaftliche Lage von Individuen beziehen, andererseits kann

Daß zwischen der Wirtschaftslage und dem Wahl-
verhalten in der Bundesrepublik ein Zusammen-
hang besteht, kann sowohl für die Mikro- als auch
für die Makroebene empirisch als gesichert ange-
sehen werden2 . Über die genaue Wirkungsrichtung

ökonomischer Variablen besteht jedoch alles
andere als Klarheit. Die sich vielfach widerspre-
chenden Ergebnisse liegen dabei in den zumeist
sehr unterschiedlichen Rahmenbedingungen der
empirischen Analysen begründet, die neben der
gewählten Analyseebene3 auch hinsichtlich des
verwendeten Datentyps variieren können. Dar-

45 Aus Politik und Zeitgeschichte B 52/98



über hinaus existieren unterschiedliche theore-
tische Vorstellungen über die Verknüpfung zwi-
schen ökonomischen Faktoren und politischem
Verhalten. Die klassische Annahme, die soge-
nannte Anti-Regierungshypothese, geht von der
einfachen Beziehung aus, daß eine schlechte Wirt-
schaftslage der Regierung schadet, die Opposition
hiervon hingegen profitiert und vice versa5 . Bei
dem unterstellten Belohnungs- und Bestrafungs-
mechanismus wird allerdings übersehen, daß die
verschiedenen sozialen Gruppen unterschiedliche
ökonomische Interessen verfolgen. Die Urteile
über die Tauglichkeit der politischen Parteien,
diese Interessen auch durchzusetzen, fallen dabei
je nach Art des ökonomischen Problems höchst
unterschiedlich aus. Nach der Auffassung der die-
sen Zusammenhang berücksichtigenden Klientel-
hypothese hängt der Wahlerfolg einer Regierung
somit nicht allein von der ökonomischen Situation,
sondern vielmehr von der Art der vorliegenden
Problemlage ab: Eine hohe Arbeitslosigkeit
kommt aus dieser Perspektive Parteien des linken
Spektrums zugute, während ein hohes Maß an
Inflation eher bürgerlichen Parteien Vorteile ver-
schafft6 . Da sich beide Wirkungsmechanismen
allerdings nicht immer gegenseitig ausschließen,
kann aufgrund der empirischen Befunde häufig
nicht eindeutig entschieden werden, welche der
beiden Hypothesen zutrifft7 .

der Fokus auch auf die ökonomische Situation von Ag-
gregaten (z. B. sozialen Gruppen, Nationen) gerichtet wer-
den.
5 Vgl. Anthony Downs, An Economic Theory of Demo-
cracy, New York 1957.
6 Empirische Belege für diesen Wirkungszusammenhang
finden sich auch für die Bundesrepublik. Vgl. z. B. Douglas A.
Hibbs, On the Demand for Economic Outcomes: Mac-
roeconomic Performance and Mass Political Support in the
United States, Great Britain, and Germany, in: Journal of
Politics, 44 (1982), S. 426-462; Hans Rattinger, Arbeits-
losigkeit, Apathie und Protestpotential: Zu den Aus-
wirkungen der Arbeitsmarktlage auf das Wahlverhalten bei
der Bundestagswahl 1980, in: Max Kaase/Hans-Dieter Klin-
gemann (Hrsg.), Wahlen und politisches System. Analysen
aus Anlaß der Bundestagswahl 1980, Opladen 1983, S. 257-
318; ders., Collective and Individual Economic Judgment
(Anm. 2).
7 Eine Diskussion der beiden theoretischen Zugänge findet
sich bei D. Roderick Kiewiet, Macroeconomics and Mi-
cropolitics, Chicago 1983.

Im folgenden soll genauer untersucht werden, ob
und in welchem Maße die Wirtschaftsbedingun-
gen, genauer gesagt ökonomische Perzeptionen,
die Wahlentscheidung bei der Bundestagswahl
1998 beeinflußt haben. Um einen Anhaltspunkt
für die Beurteilung der Stärke möglicher Effekte
zu haben, also um eine Aussage treffen zu können,
ob der Einfluß ökonomischer Faktoren bei der

Bundestagswahl 1998 besonders stark oder beson-
ders schwach ausgefallen ist, wird parallel hierzu
eine Analyse der Bundestagswahl 1994 durchge-
führt. Ausgangspunkt der folgenden empirischen
Untersuchungen ist die Beschreibung einiger Indi-
katoren zur Wahrnehmung der Wirtschaftslage
zum Zeitpunkt der Bundestagswahlen 1994 und 
1998. Daran schließt sich die Analyse an, inwie-
weit ökonomische Perzeptionen das individuelle
Wahlverhalten bei den beiden nationalen Urnen-
gängen erklären können. Abschließend wird der
Frage nachgegangen, welche Rolle die Wahrneh-
mung der ökonomischen Situation für ein gegen-
über der jeweiligen Vorwahl verändertes Stimm-
verhalten der Wähler spielt.

Als Datenbasis stehen hierfür die ersten beiden
Wellen einer Wiederholungsbefragung zur Verfü-
gung. Diese wurden im Rahmen des von der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft geförderten Pro-
jekts „Politische Einstellungen und politische
Partizipation in Deutschland: Ein Langfristver-
gleich von Determinanten und Konsequenzen“
durchgeführt, das der erstgenannte Verfasser mit
einer Reihe von Kollegen bearbeitet. Die erste
Welle dieser Wiederholungsbefragung wurde zur
Bundestagswahl 1994 mit jeweils rund 2000 zufäl-
lig ausgewählten Befragten in Ost- und West-
deutschland durchgeführt, wobei etwa die Hälfte
der Personen in den beiden Landesteilen vor, die
andere Hälfte nach der Bundestagswahl interviewt
wurde. In der anläßlich der Bundestagswahl 1998
durchgeführten zweiten Welle wurde den im Jahr
1994 befragten Probanden erneut ein Fragebogen
vorgelegt. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegen
jedoch nur die Ergebnisse der Vorwahlbefragung
vor, die 1 000 Befragte aus den alten und 500 Be-
fragte aus den neuen Bundesländern umfaßt. Aus
Gründen der Vergleichbarkeit stützen sich die fol-
genden Analysen auch für das Jahr 1994 lediglich
auf die Daten der Vorwahlbefragung.

II. Die wahrgenommene
wirtschaftliche Lage im Überblick

Die Beschreibung der wahrgenommenen Wirt-
schaftslage erfolgt anhand von drei Gruppen von
Indikatoren: Die erste Gruppe umfaßt Bewertun-
gen der allgemeinen und individuellen wirtschaftli-
chen Situation. In die zweite Gruppe fällt die den
verschiedenen politischen Parteien bzw. der Regie-
rung und der Opposition zugewiesene Kompetenz
zur Lösung wahrgenommener ökonomischer Pro-
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bleme. Die dritte Kategorie wird von Variablen
gebildet, die über die persönliche Betroffenheit
der Befragten von ökonomischen Härten wie
Arbeitslosigkeit, dem unfreiwilligen Wechsel des
Arbeitsplatzes oder dem Ausscheiden aus dem 
Berufsleben informieren.

1. Bewertungen der allgemeinen und individuel-
len Wirtschaftslage

Die allgemeine wirtschaftliche Lage wird 1998 in
Westdeutschland von 22 Prozent der Wähler als
schlecht oder sehr schlecht und von 26 Prozent als
gut oder sehr gut bezeichnet; für etwas mehr als
die Hälfte der Befragten ist die Situation der Wirt-
schaft weder gut noch schlecht (vgl. Tabelle 1).
Damit unterscheidet sich die Wahrnehmung in den
alten Bundesländern signifikant von den Urteilen
der ostdeutschen Wähler, die zu 40 Prozent ein
negatives Urteil über die aktuelle Wirtschaftslage
fällen. Zwölf Prozent bezeichnen hier die Situa-
tion als günstig, 48 Prozent sind unentschieden.
Vergleicht man die Wahrnehmung der allgemei-
nen Wirtschaftslage im Jahr 1998 mit den Zahlen
aus 1994, so zeigt sich, daß die Urteile über den
Zustand der nationalen Wirtschaft in West-
deutschland nur geringfügig, in Ostdeutschland
hingegen deutlich schlechter ausfallen.

Ein weiterer Indikator, der auf die Bewertung der
allgemeinen Wirtschaftslage abhebt, ist die Frage,
wie sich die Wirtschaft in den vergangenen ein bis
zwei Jahren entwickelt hat. 1998 sind 37 Prozent
der Westdeutschen der Meinung, die ökonomische
Situation habe sich verschlechtert, 18 Prozent
sehen eine Verbesserung und für 44 Prozent ist die
wirtschaftliche Lage unverändert. In den neuen
Bundesländern fällt die retrospektive Beurteilung
der Wirtschaftslage ähnlich aus wie in West-
deutschland: Hier nehmen 33 Prozent eine Ver-
schlechterung und 19 Prozent eine Verbesserung
der ökonomischen Situation wahr. 48 Prozent hal-
ten die Wirtschaftslage für stabil. Zieht man auch
hier die Wahrnehmungen für das Jahr 1994 zu
einem Vergleich heran, so zeigt sich, daß in den
alten Bundesländern praktisch keine Veränderun-
gen zu beobachten sind. In den neuen Bundeslän-
dern hat sich hingegen die retrospektive Beurtei-
lung der Wirtschaftslage erheblich verschlechtert.

Fragt man die Wähler nach ihren Erwartungen
bezüglich der Entwicklung der allgemeinen Wirt-
schaftslage innerhalb des nächsten Jahres, so zei-
gen sich in Westdeutschland 26 Prozent der Wäh-
ler optimistisch, daß sich die Situation verbessern
wird. Ein Fünftel der Befragten rechnet mit einer
Verschlechterung der Wirtschaftslage. Die abso-

lute Mehrheit (55 Prozent) geht jedoch davon aus,
daß sich die ökonomische Situation nicht verän-
dern wird. In Ostdeutschland finden sich ähnliche
Verteilungen: 23 Prozent der Wähler nehmen an,
daß sich die nationale Wirtschaftslage verbessert,
20 Prozent befürchten eine Verschlechterung und
57 Prozent des ostdeutschen Elektorats gehen für
die Zukunft von einer unveränderten ökonomi-
schen Situation aus. Im Vergleich mit 1994 fällt die
Einschätzung der Entwicklung der allgemeinen
wirtschaftlichen Lage in den alten Bundesländern
im Jahr 1998 etwas schlechter aus. In Ostdeutsch-
land sind die Zukunftserwartungen nun erheblich
skeptischer als noch vier Jahre zuvor.

Die individuelle Wirtschaftslage wird 1998 über-
wiegend positiv beurteilt (vgl. Tabelle 1). In den
alten Bundesländern bezeichnen die Hälfte der
Befragten ihre persönliche ökonomische Situation
als gut oder sehr gut, zwölf Prozent nehmen sie als
schlecht oder sehr schlecht und 38 Prozent als
weder gut noch schlecht wahr. Die Verteilung in
den neuen Bundesländern unterscheidet sich hier-
von signifikant: Einerseits ist der Anteil derjeni-
gen, die ihre Wirtschaftslage als günstig bezeich-
nen, deutlich geringer (41 Prozent), andererseits
ist die Beurteilung der eigenen wirtschaftlichen
Situation als schlecht verbreiteter (19 Prozent). 40
Prozent bezeichnen ihre Wirtschaftslage schließ-
lich als teils gut, teils schlecht. Vergleicht man die
Wahrnehmungen der individuellen Wirtschaftslage
für das Jahr 1998 mit den diesbezüglichen Perzep-
tionen vier Jahre zuvor, so zeigen sich in West-
deutschland nun etwas, in Ostdeutschland deutlich
pessimistischere Einschätzungen.

Auf die Frage, wie sich die persönliche Wirt-
schaftslage in den letzten ein bis zwei Jahren ver-
ändert hat, antworten 16 Prozent der Westdeut-
schen, daß sich diese etwas oder wesentlich
verbessert habe. 23 Prozent nehmen eine Ver-
schlechterung wahr, und 60 Prozent bezeichnen
die individuelle ökonomische Situation als unver-
ändert. Ein Fünftel der ostdeutschen Befragten
sehen eine Verbesserung ihrer Wirtschaftslage,
22 Prozent nehmen eine Verschlechterung wahr,
und 57 Prozent finden, daß sich die eigene ökono-
mische Lage nicht verändert hat. Zieht man auch
hier einen Vergleich zur Situation zum Zeitpunkt
der Bundestagswahl 1994, so zeigt sich, daß die
Bilanz in Westdeutschland 1998 nur geringfügig
schlechter ausfällt. In den neuen Bundesländern
wurde demgegenüber 1994 noch eine deutlich bes-
sere Einschätzung über die Veränderung der per-
sönlichen Wirtschaftslage abgegeben, als dies vier
Jahre später der Fall ist.
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Tabelle 1: Bewertung der allgemeinen und der individuellen wirtschaftlichen Lage in Ost- und West-
deutschland, 1994 und 1998

Signifikanzniveaus: a: p < 0,05, b: p < 0,01, c: p < 0,001. Die Signifikanz eines gemessenen Zusammenhangs gibt Aus-
kunft darüber, mit welcher Wahrscheinlichkeit (p) dieser bei gegebener Zahl von Beobachtungen durch Zufall
zustande kommen kann.
d: Additiver Index über die Bewertung der aktuellen, retrospektiven und prospektiven wirtschaftlichen Lage.

1994 1998

West Ost West Ost

Allgemeine wirtschaftliche Lage, aktuell
% sehr schlecht 3,20 4,7 3,3C 8.2
% schlecht 17,3 25,2 18,3 31,3
% teils/teils 51,1 53,4 52,4 47,9
% gut 26,8 16,5 25,1 12,4
% sehr gut 1,6 0,2 0,9 0,2
Mittelwert (Skala von -1 bis +1)
Allgemeine wirtschaftliche Lage, retrospektiv

0,03c -0.09 0,01° -0,17

% wesentlich schlechter 7,05 3,7 6,9 6,8
% etwas schlechter 31,2 14,9 30,4 26,0
% teils/teils 41,1 33,9 44,3 48,2
% etwas besser 20,1 44,5 17,5 18,6
% wesentlich besser 0,7 3,0 0,8 0,4
Mittelwert (Skala von -1 bis +1) -0,125 0,14 -0,13 -0.10
Allgemeine wirtschaftliche Lage, prospektiv
% wesentlich schlechter 2,3C 0,7 2,0 2,6
% etwas schlechter 13,4 5,4 17,6 17,4
% teils/teils 51,1 41,9 54,5 57,3
% etwas besser 31,1 48,5 25,0 22,4
% wesentlich besser 2,1 3,5 0,9 0,4
Mittelwert (Skala von -1 bis +1) 0,099 0,24 0,03 0,00
Gesamtbewertung der allgemeinen wirtschaftli-
chen Lage (Skala von -1 bis +l)d -0,00c 0,10 -0,03c -0,09

Individuelle wirtschaftliche Lage, aktuell
% sehr schlecht 1,7a 3,6 2,5C 4,0
% schlecht 8,3 10,6 9,4 15,2
% teils/teils 37,7 36,2 37,9 39.8
% gut 46,7 44,6 46,6 35,6
% sehr gut 5,7 5,1 3,6 5,4
Mittelwert (Skala von -1 bis +1) 0,23* 0,18 0,20- 0,12

Individuelle wirtschaftliche Lage, retrospektiv
% wesentlich schlechter 2,7C 4,9 4,3 5,8
% etwas schlechter 17,3 11,1 19.9 16,6
% teils/teils 60,3 41,7 59,6 57,2
% etwas besser 16,9 34,0 14,0 18,2
% wesentlich besser 2,7 8,3 2,2 2,2

Mittelwert (Skala von -1 bis +1) -0,00- 0,15 -0,05 -0.03

Individuelle wirtschaftliche Lage, prospektiv
% wesentlich schlechter L3C 1,1 1,2 1,8
% etwas schlechter 8,4 6,0 11,1 10,2
% teils/teils 69,5 60,0 67,9 70,8
% etwas besser 19,3 29,1 17,8 15,0
% wesentlich besser 1,6 3,8 2,0 2,2

Mittelwert (Skala von -1 bis +1) 0,066 0,14 0,04 0.03

Gesamtbewertung der individuellen wirtschaftli-
chen Lage (Skala von-1 bis + l)d 0,10c 0,16 0,06 0.04

N 1 026 1 001 1 000 500
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Schwach optimistisch fallen die Erwartungen
bezüglich der zukünftigen Entwicklung der indivi-
duellen ökonomischen Situation aus: In West-
deutschland glauben ein Fünftel der Befragten an
eine Verbesserung ihrer Lage, zwölf Prozent sehen
eine Verschlechterung, und 68 Prozent gehen von
einer unveränderten Situation aus. In Ostdeutsch-
land finden sich 17 Prozent, die eine günstigere per-
sönliche Wirtschaftslage erwarten, zwölf Prozent
halten eine Verschlechterung für wahrscheinlich,
und 71 Prozent sind der Meinung, daß sich nicht
viel verändern wird. Im Vergleich zu 1994 fallen die
Zukunftserwartungen in den alten Bundesländern
etwas pessimistischer, in den neuen Bundesländern
hingegen deutlich zurückhaltender aus.

Faßt man die verschiedenen Indikatoren der Wahr-
nehmung der allgemeinen bzw. der individuellen
Wirtschaftslage zu jeweils einer Gesamtbewertung
zusammen, so kann man die generelle Beurteilung
der ökonomischen Situation übersichtlich darstel-
len. Für die allgemeine Wirtschaftslage zeichnen
sich dabei sowohl für 1994 als auch für 1998 signifi-
kante Unterschiede zwischen Ost- und West-
deutschland ab. Während in den alten Bundeslän-
dern die Einschätzung der ökonomischen Situation
innerhalb dieses Zeitraums weitgehend stabil
geblieben ist und im Mittel eine neutrale Einschät-
zung der ökonomischen Situation widerspiegelt,
verschlechtert sich die Wahrnehmung der Wirt-
schaftslage in den neuen Bundesländern erheblich:
Die positive Einschätzung der Wirtschaftslage im
Jahr 1994 wird durch eine pessimistische Grundhal-
tung im Jahr 1998 abgelöst. Hinsichtlich der Ein-
schätzung der persönlichen Wirtschaftslage zeigen
sich für das Jahr 1998 keine systematischen Unter-
schiede zwischen den beiden Landesteilen: Sowohl
in West- als auch in Ostdeutschland fällt die Beur-
teilung der eigenen ökonomischen Situation leicht
positiv aus. 1994 schätzten die Befragten ihre Wirt-
schaftslage allerdings noch deutlich günstiger ein,
wobei in Ostdeutschland optimistische Beurteilun-
gen häufiger anzutreffen waren als in den alten
Bundesländern. Insgesamt wird hier also eine ein-
deutig günstige Einschätzung der eigenen Wirt-
schaftslage im Jahr 1994 durch nur noch schwach
positive Urteile im Jahr 1998 abgelöst.

2. Wahrgenommene Lösungskompetenz bezüglich
ökonomischer Probleme8

8 Die Benennung erfolgt im Rahmen einer offenen Frage
nach den wichtigsten Problemen, die es gegenwärtig in der
Bundesrepublik zu lösen gilt. Als ökonomische Probleme

werden im folgenden die Nennungen zusammengefaßt, die
sich auf die Arbeitsmarktsituation, die Preis- und Währungs-
Stabilität, die Wirtschaftslage oder die Wirtschaftspolitik be-
ziehen.
9 Das geringe Ausmaß an Problemlösungskompetenz, das
vor allem der „Wirtschaftspartei“ FDP zugewiesen wird, ist
auf den ersten Blick überraschend. Plausibel wird dieser Be-
fund jedoch, wenn man sich vergegenwärtigt, daß die Zuwei-
sung von Lösungskompetenzen u. a. stark durch die in-
dividuelle Parteibindung beeinflußt wird. Ein Blick auf die
Verteilung der Parteiidentifikationen im Elektorat macht
deutlich, daß sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland nur

1998 trauen 22 Prozent der West- und 21 Prozent
der Ostdeutschen den Unionsparteien zu, die als
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zentral erachteten ökonomischen Probleme am
besten zu lösen (vgl. Tabelle 2). Umgekehrt bedeu-
tet dies jedoch, daß mehr als drei Viertel aller
Befragten in beiden Landesteilen der Meinung
sind, daß CDU und CSU nicht über die besten
Konzepte verfügen, um die wirtschaftspolitischen
Probleme in der Bundesrepublik zu bewältigen. 
Betrachtet man die Verteilung der wahrgenomme-
nen Problemlösungskompetenz etwas genauer, so
zeigt sich, daß Personen, die der CDU/CSU
grundsätzlich Kompetenz im ökonomischen Sek-
tor zubilligen, in aller Regel nicht der Meinung
sind, daß diese zur Lösung aller genannten Pro-
bleme in der Lage seien. Vergleicht man die Kom-
petenzzuweisung für die Unionsparteien zwischen
1994 und 1998, so wird deutlich, daß insgesamt nur
geringfügige Verschiebungen zu erkennen sind,
die wahrgenommene Wirtschaftskompetenz von
CDU/CSU also praktisch unverändert ist.

Völlig anders stellt sich die Situation für die SPD
dar: Hier sind 32 Prozent der Westdeutschen und
27 Prozent der Ostdeutschen der Meinung, daß die
besten Konzepte zur Lösung der ökonomischen
Probleme von den Sozialdemokraten angeboten
werden. Damit hat sich das Vertrauen in die wirt-
schaftspolitischen Instrumente der SPD erhöht,
denn 1994 teilten nur 19 Prozent in den alten und
21 Prozent in den neuen Ländern diese Auffas-
sung. Eine Inspektion der .Verteilung der wahr-
genommenen Problemlösungskompetenz macht
auch hier deutlich, daß die SPD im Regelfall nur
für ein genanntes ökonomisches Problem als
lösungskompetent erachtet wird.

Die den sonstigen Parteien zugewiesene Problem-
lösungskompetenz ist äußerst gering: Sowohl FDP
als auch Bündnis 90/Die Grünen, PDS und Repu-
blikaner werden sowohl 1994 als auch 1998 von
maximal zwei Prozent der Befragten in West-
deutschland als kompetent erachtet, die wirtschaft-
lichen Probleme in der Bundesrepublik zu lösen.
In den neuen Bundesländern weicht dieses Bild
nur für die PDS ab, die 1994 von vier und 1998 von
sieben Prozent der Befragten wirtschaftspolitische
Kompetenz zuerkannt bekommt.9
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Tabelle 2: Wahrgenommene Lösungskompetenz der Parteien hinsichtlich ökonomischer Problemed
in Ost- und Westdeutschland, 1994 und 1998

1994 1998

West Ost West Ost

CDU/CSU
% keine Problemlösungskompetenz 77,6b 79,3 77,9a 79,4
% nur Kompetenz für zweites Problem 7,4 3,8 4,1 5,2
% nur Kompetenz für erstes Problem 13,5 15,7 15,6 11,4
% Kompetenz für erstes und zweites Problem

SPD

1,5 1,2 2,4 4,0

% keine Problemlösungskompetenz 80,8 78,4 67,5C 73,2
% nur Kompetenz für zweites Problem 5,4 5,2 5,2 1,8
% nur Kompetenz für erstes Problem 13,2 15,9 25,8 19,8
% Kompetenz für erstes und zweites Problem

FDP

0,7 0,5 1,5 5,2

% keine Problemlösungskompetenz 99,0 99,4 98,9 99,4
% nur Kompetenz für zweites Problem 0,7 0,1 0,4 0,4
% nur Kompetenz für erstes Problem 0,3 0,5 0,7 0,2
% Kompetenz für erstes und zweites Problem

Bündnis 90/Die Grünen

0,0 0,0 0,0 0,0

% keine Problemlösungskompetenz 98,2a 99,6 98,4 99,0
%.nur Kompetenz für zweites Problem 0,6 0,2 0,6 0,8
% nur Kompetenz für erstes Problem 1,2 0,2 1,0 0,2
% Kompetenz für erstes und zweites Problem

PDS

0,0 0,0 0,0 0,0

% keine Problemlösungskompetenz 99,8C 95,8 99,85 93,0
% nur Kompetenz für zweites Problem 0,1 1,1 0,0 0,2
% nur Kompetenz für erstes Problem 0,1 3,0 0,2 5,2
% Kompetenz für erstes und zweites Problem

Republikaner

0,0 0,1 0,0 1,6

% keine Problemlösungskompetenz 99,7 99,8 98,4a 97,2
% nur Kompetenz für zweites Problem 0,2 0,0 0,5 0,0
% nur Kompetenz für erstes Problem 0,1 0,2 1,1 2,4
% Kompetenz für erstes und zweites Problem

Regierung^

0,0 0,0 0,0 0,4

% keine Problemlösungskompetenz 76,6b 78,7 76,8a 78,8
% nur Kompetenz für zweites Problem 8,0 3,9 4,5 5,6
% nur Kompetenz für erstes Problem 13,8 16,2 16,3 11,6
% Kompetenz für erstes und zweites Problem

Opposition

1,6 1,2 2,4 4,0

% keine Problemlösungskompetenz 78,5a 73,4 64.1c 62,2
% nur Kompetenz für zweites Problem 6,3 6,5 6,2 2,8
% nur Kompetenz für erstes Problem 14,5 19,6 28.2 27,6
% Kompetenz für erstes und zweites Problem 0,7 0,6 1,5 7,4

N 1 026 1 001 1 000 500

Signifikanzniveaus: a: p < 0,05, b: p < 0,01, c: p < 0,001.
d: Kombination aus einer offenen Frage nach dem wichtigsten bzw. zweitwichtigsten Problem in der Bundesrepublik

und der Frage, welche Partei das genannte Problem am besten lösen kann. Berücksichtigt werden nur Probleme,
die auf ökonomische Fragen Bezug nehmen.

e: 1998: Republikaner und DVU.
f: CDU/CSU und FDP.
g: SPD, Bündnis 90/Die Grünen, PDS, Republikaner und sonstige Parteien.
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Tabelle 3: Persönliche Betroffenheit von Arbeitslosigkeit, unfreiwilligem Wechsel des Arbeitsplatzes
und Ausscheiden aus dem Berufsleben in Ost- und Westdeutschland, 1994 und 1998

1994 1998

West Ost West Ost

% aktuell arbeitslos 3,25 17,0 4,9C 14,0
% früher arbeitslos0 5,9C 28,9 9,80 25,4
% unfreiwilliger Wechsel des Arbeitsplatzes0 5,0c 20,3 5,6C 14,4
% aus dem Berufsleben ausgeschiedend 7,4C 15,6 11,3C 10,0

N 1 043 1 027 1 000 500

Signifikanzniveaus: a: p < 0,05, b: p < 0,01, c: p < 0,001.
d: Umfrage 1994: seit 1990 arbeitslos geworden, unfreiwilliger Berufswechsel, aus dem Berufsleben ausgeschieden,

Umfrage 1998: seit 1994 arbeitslos geworden, unfreiwilliger Berufswechsel, aus dem Berufsleben ausgeschieden.

Faßt man die Lösungskompetenz der verschiede-
nen Parteien nach ihrer Zugehörigkeit zur Regie-
rung bzw. zur Opposition zusammen, so zeigt sich
nochmals, daß die Opposition 1998 sowohl in
West- als auch in Ostdeutschland einen erhebli-
chen Kompetenzvorsprung bei der Lösung wirt-
schaftspolitischer Fragen aufweist. Damit stellt
sich die Situation fundamental anders dar als noch
1994, als CDU/CSU und FDP in den alten Bun-
desländern einen leichten Kompetenzvorsprung
vorweisen konnten. In den neuen Bundesländern
wurde den Oppositionsparteien bereits 1994 mehr
wirtschaftspolitische Kompetenz zuerkannt als den
Regierungsparteien. Allerdings war der diesbezüg-
liche Unterschied vergleichsweise gering.

3. Persönliche Betroffenheit von ökonomischen
Härten

In Westdeutschland gaben zum Zeitpunkt der
Bundestagswahl 1998 rund fünf Prozent der
Befragten an, arbeitslos zu sein (vgl. Tabelle 3).
Damit hat sich dieser Anteil gegenüber der Vor-
wahl erhöht. Ein entgegengesetzter Trend zeigt
sich im ostdeutschen Fall. Hier waren 1998 14 Pro-
zent der Befragten arbeitslos. 1994 lag der Arbeits-
losenanteil noch bei 17 Prozent.

Zwischen 1994 und 1998 mußten 10 Prozent der
Befragten aus den alten Bundesländern den Ver-
lust des Arbeitsplatzes verzeichnen - ebenfalls ein
höherer Anteil als zwischen 1990 und 1994. In den 
neuen Bundesländern liegt dieser Anteil mit 25
bzw. 29 Prozent erheblich höher als in den alten
Ländern.
Sechs Prozent der westdeutschen Befragten haben
zwischen 1994 und 1998 einen unfreiwilligen Wech-
sel des Arbeitsplatzes vorgenommen - in etwa so

etwa zwei Prozent eine Parteiidentifikation für die FDP an-
geben, was das insgesamt geringe Vertrauen in die wirt-
schaftspolitischen Instrumente der Liberalen erklären kann.

viele wie zwischen 1990 und 1994. In Ostdeutsch-
land hat dieser Anteil von 20 Prozent (1990-1994)
auf 14 Prozent (1994-1998) abgenommen.

Schließlich sind in Westdeutschland rund 11 Pro-
zent der Befragten zwischen 1994 und 1998 aus
dem Berufsleben ausgeschieden. Auch bezüglich
des Erlebens dieser ökonomischen Härte ist ein
Zuwachs zu beobachten - die relative Größe die-
ser Gruppe belief sich zwischen 1990 und 1994
noch auf sieben Prozent. In Ostdeutschland zeigt
sich erneut eine gegenläufige Entwicklung: Schie-
den zwischen 1990 und 1994 noch 16 Prozent der
Befragten aus dem Arbeitsleben aus, so lag der
Anteil zwischen 1994 und 1998 bei 10 Prozent und
damit unter dem westdeutschen Vergleichswert.

Insgesamt sind also Ostdeutsche in weit höherem
Maße von ökonomischen Härten - (aktuelle und
frühere) Arbeitslosigkeit, unfreiwilliger Wechsel
des Arbeitsplatzes und Ausscheiden aus dem
Berufsleben - betroffen als westdeutsche Befragte.
Vergleicht man die Situation vor der Bundestags-
wahl 1998 mit der Lage vor den nationalen Wah-
len 1994, so zeigt sich jedoch, daß die Betroffen-
heit von ökonomischen Härten in Ostdeutschland
tendenziell geringer, in Westdeutschland aber grö-
ßer geworden ist.

III. Wirtschaftslage als Erklärungs-
faktor für das Wahlverhalten bei den

Bundestagswahlen 1994 und 1998

Nachdem die Wahrnehmung der Wirtschaftslage
bzw. die Betroffenheit der Wähler von ökonomi-
schen Härten für 1998 in Ost- und Westdeutschland
beschrieben und mit der Situation zum Zeitpunkt
der Bundestagswahl 1994 verglichen wurde, stellt
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sich anschließend die Frage, ob und - falls zutref-
fend - in welchem Ausmaß ökonomische Variablen
einen Einfluß auf das Wahlverhalten ausüben.

Wahlverhalten wird im folgenden mit der Wahlab-
sicht, also der intendierten Stimmabgabe bei der
Bundestagswahl, gemessen. Zur Erklärung des
Wahlverhaltens werden neben den beiden Indika-
toren, die die Bewertung der aktuellen bzw. der
individuellen Wirtschaftslage zu einem Maß zu-
sammenfassen, auch die Kompetenzzuweisungen
gegenüber den einzelnen Parteien herangezogen.
Die Variablen der Gruppe „Betroffenheit von
ökonomischen Härten“ werden hingegen aus Man-
gel an Erklärungskraft aus dem Modell entfernt10.
Um den Effekt der ökonomischen Faktoren nicht
zu überschätzen, wird die Parteiidentifikation als
weitere Determinante des Wahlverhaltens in das
Modell einbezogen.

10 Die unter diese Rubrik subsumierten Variablen - aktu-
elle bzw. frühere Arbeitslosigkeit, unfreiwilliger Wechsel des
Arbeitsplatzes, Ausstieg aus dem Berufsleben - üben nur sel-
ten einen signifikanten Effekt auf die Wahlabsicht aus. Bei
den wenigen Ausnahmen, die 1994 (West: FDP, Republika-
ner; Ost: SPD. Bündnis 90/Die Grünen, Opposition) und 1998
(West: CDU, Bündnis 90/Die Grünen. Regierung; Ost: PDS,
Opposition) zu beobachten sind, zeigt sich, daß die in der
Vergangenheit gemachten Erfahrungen mit wirtschaftlichen
Härten deutlich wichtiger für die Wahlentscheidung sind als
eine aktuell vorliegende Arbeitslosigkeit. Mit Ausnahme von
Westdeutschland (1998) bzw. Bündnis 90/Die Grünen (1994
und 1998) kommen solche Erfahrungen den Oppositions-
parteien zugute.
11 Der Anteil der erklärten Streuung ist ein Maß für die
Güte des angelegten Erklärungsmodells. Maximal können 100
Prozent der Streuung aufgeklärt werden; dann wird das zu er-
klärende (abhängige) Merkmal durch die in das Modell ein-
bezogenen (unabhängigep) Erklärungsvariablen vollständig
determiniert. Stehen die Erklärungsvariablen hingegen in
keinerlei Zusammenhang mit der abhängigen Variablen, er-
reicht der Anteil der erklärten Streuung den Minimalwert von
null.

Die Ergebnisse der Regressionsanalyse zeigen, daß
das Stimmverhalten durch die spezifizierten
Modelle sehr gut erklärt werden kann: Der Anteil
der erklärten Streuung liegt zwischen 33 und 67
Prozent. Der Erklärungsbeitrag der ökonomi11 -
schen Variablen ist allerdings höchst unterschied-
lich und beträgt 1998 maximal sechs Prozent in
West- und zehn Prozent in Ostdeutschland. 1994
bewegt sich die Erklärungsleistung der ökonomi-
schen Variablen in einem ähnlichen Rahmen
(West: maximal sechs Prozent, Ost: maximal sieben
Prozent).

Die Bewertung der allgemeinen und der indivi-
duellen Wirtschaftslage spielt bei der Erklärung
der Wahlabsicht nur eine untergeordnete Rolle.
Für erstgenannte Variable ist 1998 nur bezüglich

der Wahlabsicht für die SPD und die Opposition
(Westdeutschland) bzw. die Wahlabsicht für die
FDP (Ostdeutschland) ein signifikanter Effekt zu
erkennen. 1994 konnte noch in fünf Fällen (West:
CDU/CSU, Republikaner, Opposition; Ost: PDS,
Opposition) ein signifikanter Effekt auf die Wahl-
absicht nachgewiesen werden. Die gemessenen
Zusammenhänge weisen allesamt ein positives
Vorzeichen auf, d. h„ eine günstige Beurteilung
der allgemeinen Wirtschaftslage fördert die
Stimmabgabe für die Regierung bzw. die sie kon-
stituierenden Parteien CDU/CSU und FDP. Eine
negative Einschätzung der Lage der nationalen
Ökonomie begünstigt hingegen eine Stimmabgabe
für eine der Oppositionsparteien.

Noch seltener als die Wahrnehmung der allgemei-
nen ökonomischen Situation übt die Perzeption
der persönlichen Wirtschaftslage einen Einfluß auf
die Wahlabsicht aus. Allerdings findet sich in Ost-
deutschland sowohl für 1994 als auch für 1998 ein
signifikanter Effekt (1994: Bündnis 90/Die Grü-
nen, 1998: SPD); in den alten Bundesländern ist
die Wahrnehmung der eigenen ökonomischen
Situation hingegen nicht so dominant. Die Rich-
tung der gemessenen Effekte ist dabei nur für 1994
theoretisch plausibel: Je schlechter die persönliche
Wirtschaftslage wahrgenommen wird, desto häufi-
ger wird eine Wahlabsicht für Bündnis 90/Die
Grünen vorgegeben. Für 1998 liegt hingegen ein
positiver Zusammenhang zwischen der Wahl-
absicht für die SPD und der wahrgenommenen
individuellen Wirtschaftslage vor. Günstige Be-
wertungen der eigenen wirtschaftlichen Lage kor-
respondieren also hier mit einer Stimmabgabe für
die Sozialdemokraten.

Die mit Abstand wichtigste ökonomische Determi-
nante ist die den Parteien zugewiesene Kompetenz
zur Lösung wirtschaftspolitischer Probleme. Abge-
sehen von kleinen Ausnahmen (FDP, in Ostdeutsch-
land 1994 bzw. Westdeutschland 1998) finden sich
hier nur positive und statistisch hoch signifikante
Zusammenhänge mit der Wahlabsicht. Generell gilt
also: Je mehr einer Partei wirtschaftspolitische
Kompetenz eingeräumt wird, desto stärker ist auch
die Tendenz, diese Partei zu wählen. Zwei Anmer-
kungen sind zu dieser Beziehung vorzunehmen:
Erstens ist das relative Gewicht dieses Effektes bei
CDU/CSU. SPD und FDP am größten. Für den
Wahlerfolg der anderen Parteien ist die Bedeutung
der ihnen zugewiesenen Wirtschaftskompetenz ten-
denziell von geringerer Bedeutung. Zweitens ist der
Einfluß der Wirtschaftskompetenz auf die Wahlab-
sicht 1998 in den alten Bundesländern in aller Regel
größer als 1994. Für die neuen Bundesländer ist
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eine diesbezügliche grundsätzliche Verschiebung
der Gewichte für die individuelle Wahlentschei-
dung nicht zu beobachten.

Die Parteiidentifikation schließlich ist - und das ist
aufgrund ihrer zentralen Bedeutung für das Wahl-
verhalten, aber auch für die Herausbildung spezifi-
scher Einstellungen wenig überraschend12 - die
insgesamt wichtigste Variable zur Erklärung der
Wahlabsicht. Für alle geschätzten Modelle finden
sich höchst signifikante und vom Vorzeichen her
positive Beziehungen mit der Wahlabsicht. Je stär-
ker die psychologische Bindung an eine Partei aus-
geprägt ist, desto größer ist auch die Wahrschein-
lichkeit, daß diese gewählt wird.

12 Zum Konzept der Parteiidentifikation vgl. Angus
Campbell/Philip E. Converse/Warren E. Miller/Donald E.
Stokes, The American Voter, Chicago 1960.

IV. Wirtschaftslage als Erklärungs-
faktor für die Veränderung
des Wahlverhaltens bei den

Bundestagswahlen 1994 und 1998

Wie stellt sich nun der Einfluß der wahrgenomme-
nen Wirtschaftslage auf die besonders interessante
Gruppe von Wählern dar, die zwischen 1990 und 
1994 bzw. zwischen 1994 und 1998 von der Regie-
rung zur Opposition gewechselt sind?

Zunächst ist festzuhalten, daß die Unterschiede
zwischen der skizzierten Wählergruppe und dem
Rest des Elektorats bezüglich der ökonomischen
Perzeptionen sehr begrenzt sind. So finden sich in
Westdeutschland weder 1994 noch 1998 größere
Differenzen in der Beurteilung der allgemeinen
und der individuellen Wirtschaftslage. In Ost-
deutschland können ebenfalls nur wenige Wahr-
nehmungsunterschiede nachgewiesen werden:
Zum einen zeigt sich, daß für 1994 die retrospek-
tive Beurteilung der Wirtschaftslage bei den von
der Regierung zur Opposition gewechselten Wäh-
lern zurückhaltender ausfällt als im Rest des Elek-
torats. Zum anderen ist zu erkennen, daß die
Erwartungen hinsichtlich der Entwicklung der all-
gemeinen und der persönlichen Wirtschaftslage
bei den ehemaligen Wählern der Regierung, die
nun für eine der Oppositionsparteien votieren wol-
len, deutlich höher gesteckt sind, als bei den ande-
ren Wählern. Hinsichtlich der Kompetenzbeurtei-
lung der Regierungs- bzw. Oppositionsparteien
bestehen zwischen den beiden Wählergruppen nur

für 1994 größere Unterschiede. Dabei räumen die-
jenigen, die 1990 für die Regierung votierten, 1994
ihre Stimme jedoch für eine Oppositionspartei
abgeben wollen, der Regierung deutlich weniger
ökonomische Kompetenz ein als der Rest der
Wählerschaft. Dieser Zusammenhang besteht
allerdings nur in den neuen Bundesländern.
Umgekehrt - und dies gilt sowohl für West- als
auch für Ostdeutschland - weisen Wechselwähler
des beschriebenen Typs der Opposition signifikant
mehr Wirtschaftskompetenz zu als andere Wähler-
gruppen. Hinsichtlich der persönlichen Betroffen-
heit von wirtschaftlichen Härten unterscheiden
sich schließlich jene Personen, die ehemals eine
Parteipräferenz für die Regierung aufwiesen, nun
jedoch für die Opposition stimmen wollen, prak-
tisch nicht vom Rest der Wählerschaft.

Überprüft man den Einfluß der verschiedenen
Faktoren auf den Wechsel der Wahlabsicht eben-
falls im Rahmen eines multivariaten Modells, so
eigt sich, daß ökonomische Perzeption nur in den

neuen, nicht jedoch in den alten Bundesländern
von Bedeutung ist. Allerdings ist die Erklärungs-
kraft wirtschaftlicher Wahrnehmungen auch in
Ostdeutschland mit maximal drei Prozent erklär-
ter Varianz sehr begrenzt. Ein Blick auf die signifi-
kanten Effekte zeigt, daß 1994 ausschließlich die
Wirtschaftskompetenz für die Erklärung der Ver-
änderung der Wahlabsicht eine Rolle spielt. Dabei
sind zwei gegenläufige Beziehungen zu erkennen:
Einerseits ist die Wahrscheinlichkeit, entgegen der
Stimmabgabe bei der ersten gesamtdeutschen
Bundestagswahl nun für die Regierung zu votie-
ren, um so höher, je größer das Vertrauen in die
ökonomischen Konzepte von CDU/CSU und FDP
ist. Andererseits - und dieser Effekt ist nahezu
doppelt so groß wie der zuvor angeführte Zusam-
menhang - erhöht sich mit wachsendem Vertrauen
in die wirtschaftspolitische Kompetenz der Oppo-
sition die Tendenz, sich von der Regierung ab- und
einer Oppositionspartei zuzuwenden. 1998 ändert
sich das Bild etwas: Während der Einfluß der öko-
nomischen Kompetenz der Regierungsparteien auf
den Wechsel der Wahlabsicht bezüglich seiner
Richtung stabil ist und gegenüber 1994 auch nur
geringfügig an Stärke gewinnt, der Einfluß der
Kompetenzzuweisung an die Opposition auf den
Wechsel der Wahlabsicht jetzt aber nicht mehr
signifikant ist, kann nun ein negativer Effekt der
Beurteilung der individuellen Wirtschaftslage 
beobachtet werden: Je besser diese ausfällt, desto
größer ist die Wahrscheinlichkeit, von einer erneu-
ten Stimmabgabe für die Regierung abzusehen
und statt dessen für die Opposition zu votieren.
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V. Zusammenfassung

Die Arbeit von Regierungen wird häufig an der
wirtschaftlichen Lage gemessen. Dies trifft zumin-
dest für ihre parlamentarischen Gegenspieler und 
die Medien zu. Ein ähnlicher Zusammenhang wird
im allgemeinen auch für die Wählerschaft ange-
nommen. Die empirische Basis, auf die sich die
Annahme einer entsprechenden Beziehung stützt,
dürfte dabei vor allem die Häufigkeit sein, mit der
in den letzten Jahren Probleme aus dem ökonomi-
schen Sektor, vor allem aber die Reduzierung der
hohen Arbeitslosigkeit, als zentrale Aufgaben der
bundesdeutschen Politik genannt werden.

Auch bei der Bundestagswahl 1998 ist die Nieder-
lage von CDU/CSU und FDP häufig auf die unge-
nügende Performanz ihrer Wirtschaftspolitik
zurückgeführt worden. Dieser Zusammenhang
zwischen Wirtschaftslage und Wahlverhalten liegt
- obwohl 1998 sowohl in West- als auch in Ost-
deutschland eine deutlich schlechtere Beurteilung
der ökonomischen Situation als 1994 zu beobach-
ten ist - in den vorliegenden Analysen jedoch nur
begrenzt vor: Während Bewertungen der allgemei-
nen und der individuellen Wirtschaftslage (ebenso
wie die persönliche Betroffenheit von wirtschaftli-

chen Härten) praktisch keine Rolle bei der Erklä-
rung der individuellen Wahlentscheidung spielen,
zeigen sich für die Problemlösungskompetenz, die
einer Partei in puncto Wirtschaft zugewiesen wird,
deutliche Effekte. Das Vertrauen in die wirt-
schaftspolitischen Instrumente der politischen
Akteure ist somit die stärkste Determinante des
Wahlverhaltens aus der Gruppe der ökonomischen
Variablen. Im Vergleich zur Bundestagswahl 1994
ist der Einfluß der Problemlösungskompetenz auf
die Wahlabsicht 1998 gewachsen.

Bemerkenswert ist schließlich, daß - obwohl die
Wähler in den neuen Ländern nach wie vor in
erheblich stärkerem Maße persönlich von wirt-
schaftlichen Härten betroffen sind - die 1994 noch
deutlich erkennbaren Unterschiede in der Wahr-
nehmung der ökonomischen Situation zwischen
Ost- und Westdeutschland 1998 nur noch in der
Beurteilung der aktuellen Wirtschaftslage be-
stehen. Alle anderen Einstellungsunterschiede
haben sich hingegen weitgehend aufgelöst. Weiter-
hin findet sich in den neuen Bundesländern eine 
etwas größere Skepsis gegenüber der Problemlö-
sungskompetenz der beiden Volksparteien. Die
sich daraus ergebenden Unterschiede für das
Wahlverhalten sind aber einmal mehr eher gradu-
eller als kategorieller Natur.
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Matthias Jung/Dieter Roth: Wer zu spät geht, den bestraft der Wähler. Eine Analyse der
Bundestagswahl 1998

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 52/98, S. 3-18
Die Bundestagswahl 1998 haben in erster Linie Helmut Kohl und die Union verloren. Da es sich
jedoch um ein Nullsummenspiel handelt, wenn es um die Umsetzung der gültigen Stimmen in politi-
sche Macht geht, hat die SPD und die neue Koalition zwangsläufig diese Wahl gewonnen.

Bei dieser Wahl ging es nicht um einen grundsätzlichen Politikwechsel - zumindest läßt sich eine
solche Zielsetzung nicht aus den Einstellungen der Wähler zu den Parteien, den Politikern und den
zu lösenden Problemen ablesen -, sondern es ging um einen Wechsel der verantwortlichen Politiker
in der Regierung. Da die Union den Wählern keine anderen Kandidaten als Kohl angeboten hat,
haben die Wähler Schröder die Macht übereignet. Da der Kanzler aber nicht direkt wählbar ist,
mußten die Wähler Parteien ihre Stimme geben. Dabei war es bis zuletzt unklar, mit welcher Koali-
tion der Wechsel im Kanzleramt kommen würde. Das Harmoniebedürfnis in großen Teilen der
Wählerschaft und das mangelnde Verständnis für Politik als die notwendige Auseinandersetzung um
beste Lösungsmöglichkeiten in demokratischen Ordnungsformen haben vor der Wahl dazu geführt,
daß eher eine große Koalition als die wünschenswertere Alternative zur alten CDU/CSU/FDP-
Regierung angesehen wurde. Die Wahl hat jedoch die eigentlich mehrheitlich nicht gewünschte rot-
grüne Koalition klar an die Macht gebracht. Wenn die neue Regierung ihrem Anspruch gerecht
wird, eine bessere Politik zu machen und nicht nur eine andere, wird ihr aus diesem Sachverhalt
kein Problem erwachsen.

Oscar W. Gabriel/Frank Brettschneider: Die Bundestagswahl 1998: Ein Plebiszit gegen
Kanzler Kohl?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 52/98, S. 20-32
In den vergangenen Jahren wurde mit dem Schlagwort „Personalisierung der Politik“ eine Verände-
rung der für die Wahlentscheidung maßgeblichen Faktoren behauptet. Von Personalisierung wird
gesprochen, wenn der Kandidatenorientierung eine wachsende Bedeutung als Bestimmungsfaktor
des Wählerverhaltens zukommt oder wenn bei der Bewertung der Kanzlerkandidaten eine Verschie-
bung von selbstdarstellungs- zu persönlichkeitsbezogenen Eigenschaften eintritt.

Bei Bundestagswahlen Wird die Stimmabgabe durch ein Zusammenspiel von Parteiidentifikation,
Kandidatenorientierungen und Problemlösungskompetenz der Parteien bestimmt. Es wäre daher
verkürzt, den Ausgang der Bundestagswahl 1998 alleine als Abwahl Helmut Kohls zu interpretieren.
Allerdings waren die Kanzlerkandidaten diesmal für die Stimmabgabe vieler Wählerinnen und Wäh-
ler unbestreitbar von herausragender Bedeutung. Helmut Kohl hat zur schwersten Wahlniederlage
der Union seit 1949 im erheblichen Umfang beigetragen. Nach einer Amtszeit von 16 Jahren schätz-
ten die Wählerinnen und Wähler den Bundeskanzler zwar als einen verdienstvollen Politiker,
zugleich sahen sie in ihm aber auch einen Mann, der seine Zeit hinter sich hatte. Der Wunsch nach
politischem Wandel wirkte gegen Kohl. Anders als bei vorangegangenen Bundestagswahlen gelang
es ihm nicht, im Verlaufe des Wahlkampfes einen Stimmungsumschwung zu seinen Gunsten herbei-
zuführen. Selbst das eigene Lager ließ sich nicht mehr in dem gewohnten Umfang von ihm mobili-
sieren.

Vermutlich wären die Erfolgsaussichten der CDU/CSU mit Wolfgang Schäuble größer gewesen. Ob
ein rechtzeitiger Führungswechsel jedoch zum Wahlsieg gereicht hätte, läßt sich kaum abschätzen.
Gegen diese Annahme spricht, daß der SPD in zentralen Politikfeldern mehr Kompetenz zugespro-
chen wurde als den Christdemokraten.

Ob sich in dem Wahlergebnis von 1998 ein langfristiger Trend zur Personalisierung der Politik wider-
spiegelt, kann derzeit nicht zuverlässig beantwortet werden. Zwar kam dem Kandidatenfaktor bei
der Bundestagswahl 1998 eine größere Bedeutung zu als vier Jahre zuvor, jedoch wirkten auch die
Themenorientierungen und der weitverbreitete Wunsch nach einem Wechsel zugunsten der SPD. Es
wird sich bei den nächsten Bundestagswahlen zeigen, ob das Jahr 1998 eine erste Etappe auf dem
Weg zur stärkeren Personalisierung der Politik darstellte.



Kai Arzheimer/Jürgen W. Falter: „Annäherung durch Wandel“? Das Wahlverhalten bei
der Bundestagswahl 1998 in Ost-West-Perspektive

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 52/98, S. 33-43
Während die staatliche Einheit weitgehend reibungslos hergestellt wurde, bestehen im Bereich der
politischen Einstellungen und Verhaltensweisen nach wie vor erhebliche Unterschiede zwischen
Ost- und Westdeutschen. Dies gilt auch für das Wahlverhalten, so daß man bisher von zwei getrenn-
ten deutschen Elektoraten sprechen konnte. Auch 1998 zeigen sich wieder erhebliche Unterschiede
im Wahlergebnis: PDS, Grüne und FDP fungieren weiterhin als ost- bzw. westdeutsche Regionalpar-
teien; außerdem ist es bisher bei aufeinanderfolgenden Wahlen im Osten zu weitaus größeren Ver-
schiebungen im Kräfteverhältnis der Parteien gekommen als im Westen.

Eine wichtige Ursache für diese Ost-West-Unterschiede besteht darin, daß die über die Zugehörig-
keit zu Konfessions- und Berufsgruppen vermittelten dauerhaften Bindungen der Bürger an die Par-
teien in den neuen Ländern bisher von untergeordneter Bedeutung sind. Im Westen spielen solche
historisch erklärbaren Bindungen der Arbeiter an die SPD einerseits, der Katholiken an die Union
andererseits trotz aller Individualisierungsprozesse immer noch eine wichtige Rolle bei der Erklä-
rung von Wahlverhalten. In den neuen Ländern hingegen liegt der Anteil der parteigebundenen
Bürger weitaus niedriger als in der alten Bundesrepublik, und die vorhandenen Bindungen sind
instabiler. Dies gilt vor allem für die große Gruppe der Arbeiter, die sich im Gegensatz zu ihren
westlichen Kollegen in ihrer Mehrheit keiner Partei verbunden fühlen. Die 1998 zu beobachtende
partielle Annäherung an westliche Wahlverhaltensmuster ist daher primär als Ergebnis einer
höheren Wechselbereitschaft zu interpretieren. Schon die nächste Wahl könnte zu einer neuerlichen
Umkehr der Wählerkoalitionen führen.

Hans Rattinger/Jürgen Maier: Der Einfluß der Wirtschaftslage auf die Wahlentschei-
dung bei den Bundestagswahlen 1994 und 1998

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 52/98, S. 45-54
Als eine der zentralen Ursachen bei der Erklärung der Niederlage der Regierung bei der Bundes-
tagswahl 1998 wird üblicherweise die schlechte Wirtschaftslage angeführt. Der vorliegende Beitrag
untersucht anhand von Umfragedaten für die Bundestagswahlen 1994 und 1998, ob und in welchem
Maße die durch die Wähler wahrgenommene Wirtschaftslage bei der Wahlentscheidung tatsächlich
eine Rolle gespielt hat.

Die empirischen Ergebnisse zeigen, daß die Beurteilung der Wirtschaftslage im Jahr 1998 deutlich
schlechter ausfällt als noch vier Jahre zuvor. Ost-West-Unterschiede sind dabei nur hinsichtlich der
Wahrnehmung der aktuellen allgemeinen und der individuellen ökonomischen Situation zu erken-
nen. Diese Unterschiede reflektieren die stärkere persönliche Betroffenheit der ostdeutschen Wäh-
ler von wirtschaftlichen Härten. Differenzen in der retrospektiven bzw. der prospektiven Bewertung
der Wirtschaftslage haben sich zwischenzeitlich aufgelöst. Hinsichtlich der Zuweisung ökonomischer
Problemlösungskompetenz zeigt sich, daß diese für die Regierungsparteien zwischen 1994 und 1998
nahezu unverändert blieb, für die SPD jedoch erheblich gewachsen ist.

Die Analysen dokumentieren, daß der Einfluß ökonomischer Variablen auf die Wahlentscheidung
begrenzt ist. Sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland fällt dabei die größte Bedeutung der wahr-
genommenen Wirtschaftskompetenz der Parteien zu. Unter den ökonomischen Variablen kann
diese Determinante sowohl die Wahlabsicht bei den Bundestagswahlen 1994 und 1998 als auch den
Wechsel der Wahlabsicht zwischen den beiden Wahlen am besten erklären.


